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Kaufmännische Krankenkasse – KKH 
Hauptverwaltung 
30144 Hannover 
 
 
Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 34 Abs. 2 SGB IV in Verbindung mit § 12 der Satzung 
der KKH 
 
 
Der Verwaltungsrat der Kaufmännischen Krankenkasse – KKH hat am 30. Dezember 2021 
den 71. Nachtrag zur Satzung der KKH in der ab dem 1. Juli 2009 geltenden Fassung be-
schlossen, der vom Bundesamt für Soziale Sicherung als Aufsichtsbehörde am 3. Februar 
2022 unter dem Geschäftszeichen 112–59012.0-531/2009 genehmigt worden ist. Der Nach-
trag wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
71. Nachtrag zur Satzung der Kaufmännischen Krankenkasse – KKH in der ab dem 1. Juli 
2009 geltenden Fassung: 
 

Artikel I 
 

Änderung der Satzung 
 
 
1) § 4 § 4 Absatz 6 Satz 2 wird wie folgt geändert: 
 
 a) In Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 
 
 b) Folgende Nummer 6 wird eingefügt: 
 

 „6. aus wichtigen Gründen; als wichtiger Grund gilt z. B. das Vorlie-
gen einer Pandemie.“ 

 
2) Anlage 1 Anlage 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Abschnitt III Nummer 1 wird die Angabe „75 Euro“ durch die An-
gabe „79 Euro“ ersetzt. 
 

b) Dem Abschnitt III Nummer 1 wird folgender Satz angefügt: 
 

„Virtuelle oder hybride Beratungen, denen eine schriftliche Abstim-
mung folgt, sind als Sitzungen i. S. des § 41 SGB IV zu bewerten.“ 
 

c) Abschnitt III Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 
 
 „Für ihre Tätigkeit außerhalb von Sitzungen erhalten die/der Vorsit-

zende des Verwaltungsrates 632 Euro und die/der stellvertretende 
Vorsitzende des Verwaltungsrates 316 Euro als monatliche Pausch-
beträge gemäß § 41 Absatz 3 Satz 2 des Vierten Buches Sozialge-
setzbuch. Anderen Mitgliedern der Selbstverwaltung kann im Falle 
ihrer außergewöhnlichen Inanspruchnahme außerhalb von Sitzun-
gen im Auftrag der KKH je Kalendertag ein Pauschbetrag in Höhe 
von 79 Euro gezahlt werden, jedoch monatlich nicht mehr als 237 
Euro; dies gilt nicht für die Wahrnehmung repräsentativer Aufgaben. 
Für Angelegenheiten der Pflegeversicherung werden keine eigen-
ständigen Pauschalen gezahlt.  
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Beim Ausscheiden der/des Vorsitzenden des Verwaltungsrates er-
hält die/der stellvertretende Vorsitzende bis zur Wahl der Nachfolge-
rin oder des Nachfolgers die für die Vorsitzende / den Vorsitzenden 
festgesetzten Pauschbeträge.“ 

 
d) Folgender Abschnitt IV wird angefügt: 

 
„IV.  Kinderbetreuungs- und Pflegekosten 

Mitgliedern des Verwaltungsrates mit Familien- oder 
Pflegeaufgaben können auf Antrag die aufgrund der 
Teilnahme an Sitzungen (einschließlich An- und Ab-
reise) zusätzlich anfallenden, unabwendbaren Betreu-
ungskosten für Kinder oder pflegebedürftige Personen 
nach § 10 Absatz 2 Satz 4 Nummer 2 Bundegleichstel-
lungsgesetz erstattet werden. Die Voraussetzungen für 
die Erstattung und die Höhe der Erstattung orientieren 
sich an den Empfehlungen des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend in der jeweils gül-
tigen Fassung zur Erstattung von Betreuungskosten für 
Kinder oder pflegebedürftige Personen nach § 10 Ab-
satz 2 Satz 4 Nummer 2 Bundesgleichstellungsgesetz.“ 

 
 

Artikel II 
 

Inkrafttreten 
 
 
Dieser Nachtrag tritt mit Ausnahme von Artikel I Ziffer 2 am Tag nach der Bekanntmachung 
in Kraft. Artikel I Ziffer 2 tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.  
 
 
 
 
Der vorstehend wiedergegebene 71. Nachtrag zur Satzung wurde vom Verwaltungsrat der 
Kaufmännischen Krankenkasse – KKH im schriftlichen Verfahren am 30. Dezember 2021 
beschlossen. 
 
 
Hannover, den 13. Januar 2022 
 
Dr. Wolfgang Matz 
Vorsitzender des Vorstandes 
 
 
 
 
 
Hinweis: Auf www.kkh.de veröffentlicht am 28. Februar 2022. 


